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1. Der Regierungsrat genehmigt den vorgelegten Briefentwurf an das 
Bundesamt für Gesundheit. 

 
Begründung 
Der Regierungsrat begrüsst grundsätzlich die geplante Änderung des Bun-
desgesetzes über Arzneimittel und Medizinprodukte. Die Kommission für so-
ziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates hat ein Vernehmlassungs-
verfahren zum Vorentwurf zur Änderung des Bundesgesetzes über 
Arzneimittel und Medizinprodukte eröffnet. Das Bundesgesetz soll mit einer 
Offenlegungspflicht für Personen, welche Heilmittel einsetzen, ergänzt wer-
den. Personen, welche Heilmittel verschreiben, abgeben oder anwenden o-
der zu diesem Zweck einkaufen, sowie Organisationen, die solche Personen 
beschäftigten, sollen ihre Interessenbindungen, insbesondere gewisse wirt-
schaftliche Verflechtungen mit der medizintechnischen und pharmazeuti-
schen Industrie, offenlegen müssen. Die Offenlegungspflicht trägt dazu bei, 
eine asymmetrische Transparenz zu vermeiden und eine Gleichbehandlung 
aller Marktteilnehmerinnen und Marktteilnehmer zu gewährleisten. Der Re-
gierungsrat zieht eine dezentrale Veröffentlichung in Form einer Selbstdekla-
ration der Errichtung eines zentralen Registers vor. 
  

                                                                                            
 

 

 


